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BETREFF Umsatzsteuer; 
Beleg- und Buchnachweispflichten bei der Steuerbefreiung für Ausfuhrlieferungen (§ 4 
Nr. 1 Buchst. a, § 6 UStG); Änderungen der §§ 9 bis 11, 13 und 17 UStDV durch die 
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BEZUG BMF-Schreiben vom 27. Januar 2012  
- IV D 3 - S 7134/12/10001 (2012/0081306) -

GZ IV D 3 - S 7134/12/10001 
DOK 2012/0111178

(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Durch die „Zweite Verordnung zur Änderung steuerlicher Verordnungen“ vom 2. Dezember 

2011 (BGBl. I S. 2416) wurden u. a. die §§ 9 bis 11, 13 und 17 UStDV mit Wirkung vom 

1. Januar 2012 geändert. Mit diesen Änderungen wurden die Beleg- und Buchnachweis-

pflichten für Ausfuhrlieferungen an die seit 1.7.2009 bestehende EU-einheitliche Pflicht zur 

Teilnahme am elektronischen Ausfuhrverfahren (Artikel 787 ZK-DVO, sog. Verfahren 

„ATLAS-Ausfuhr“) angepasst.

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 

Länder zur Anwendung der Neuregelungen werden die Abschnitte 6.2, 6.5 bis 6.11 und 7.3 

des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses vom 1. Oktober 2010, der zuletzt durch das BMF-

Schreiben vom 19. Januar 2012 - IV D 3 - S 7117-a/10/10001 (2011/0038127) - geändert 

worden ist, wie folgt geändert: 
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I. Änderungen des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses 

1. Abschnitt 6.2 Abs.1 wird wie folgt gefasst: 
„(1) 1Seit 1. 7. 2009 besteht EU-einheitlich die Pflicht zur Teilnahme am elektronischen 
Ausfuhrverfahren (Artikel 787 ZK-DVO). 2In Deutschland steht hierfür das IT-System 
ATLAS-Ausfuhr zur Verfügung. 3Die Pflicht zur Abgabe elektronischer Anmeldungen 
betrifft alle Anmeldungen unabhängig vom Beförderungsweg (Straßen-, Luft-, See-, Post- 
und Bahnverkehr).“

2. Abschnitt 6.5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Sätze 5 und 6 werden wie folgt gefasst: 
„5Für die Form und den Inhalt des Ausfuhrnachweises enthalten die §§ 9 bis 11 
UStDV Mussvorschriften. 6Der Unternehmer kann den Ausfuhrnachweis nur in
besonders begründeten Einzelfällen auch abweichend von diesen Vorschriften
führen, wenn 
1. sich aus der Gesamtheit der Belege die Ausfuhr eindeutig und leicht nach-

prüfbar ergibt (§ 8 Abs. 1 Satz 2 UStDV) und 
2. die buchmäßig nachzuweisenden Voraussetzungen eindeutig und leicht 

nachprüfbar aus der Buchführung zu ersehen sind (§ 13 Abs. 1 Satz 2 
UStDV).“

bb) Es wird folgender neuer Satz 7 angefügt: 
„7Zu den besonders begründeten Einzelfällen gehören z.B. Funktionsstörun-
gen der elektronischen Systeme der Zollverwaltung.“.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „der UStDV“ durch die Worte „des UStG“ ersetzt.

c) In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „§ 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe f UStDV“ durch die 

Angabe „§ 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe ff UStDV“ ersetzt.

3. Abschnitt 6.6 wird wie folgt gefasst: 

„6.6. Ausfuhrnachweis in Beförderungsfällen 
(1)  In Beförderungsfällen (vgl. Abschnitt 3.12 Abs. 2) ist die Ausfuhr wie folgt nachzuwei-

sen (§ 9 UStDV): 
1. bei einer Ausfuhr außerhalb des gVV oder des Versandverfahrens mit Carnet TIR 

a) 1in Fällen, in denen die Ausfuhranmeldung im EDV-gestützten Ausfuhrverfahren 
(ATLAS-Ausfuhr) auf elektronischem Weg erfolgt, mit dem durch die AfZSt an den 
Anmelder/Ausführer per EDIFACT-Nachricht übermittelten PDF-Dokument „Aus-
gangsvermerk“ (vgl. Anlage 1 zum BMF-Schreiben vom 3. 5. 2010, BStBl I S. 499, 
sowie ggf. die späteren hierzu im BStBl I veröffentlichten BMF-Schreiben). 2Dies gilt 
unabhängig davon, ob der Gegenstand der Ausfuhr vom Unternehmer oder vom 
Abnehmer befördert oder versendet wird. 3Hat der Unternehmer statt des Ausgangs-
vermerks einen von der AfZSt erstellten „Alternativ-Ausgangsvermerk“ (vgl. Anlage 2 
zum BMF-Schreiben vom 3. 5. 2010, BStBl I S. 499, sowie ggf. die späteren hierzu im 
BStBl I veröffentlichten BMF-Schreiben), gilt dieser als Ausfuhrnachweis. 4Liegt dem 
Unternehmer weder ein „Ausgangsvermerk“ noch ein „Alternativ-Ausgangsvermerk“ 
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haben die mit der Zollverwaltung ausgetauschten EDIFACT-Nachrichten zu archivie-
ren (§ 147 Abs. 6 und § 147 Abs. 1 Nr. 4 in Verbindung mit Abs. 3 AO). 6Das Aus-
fuhrbegleitdokument (ABD) ist nicht als Ausfuhrnachweis geeignet, weil es von der 
AgZSt weder abgestempelt noch zurückgegeben wird. 7Ein nachträglich von einer 
ausländischen Grenzzollstelle abgestempeltes ABD ist als Ausfuhrnachweis 
geeignet,

b) 1in Fällen, in denen die Ausfuhranmeldung nicht im elektronischen Ausfuhrverfahren 
durchgeführt werden kann (im Ausfall- und Sicherheitskonzept), wird das Exemplar 
Nr. 3 der Ausfuhranmeldung (= Exemplar Nr. 3 des Einheitspapiers – Einheitspapier 
Ausfuhr/Sicherheit, Zollvordruck 033025 oder Einheitspapier, Zollvordruck 0733 mit 
Sicherheitsdokument, Zollvordruck 033023) als Nachweis der Beendigung des zoll-
rechtlichen Ausfuhrverfahrens verwendet. 2Dieser Beleg wird als Nachweis für 
Umsatzsteuerzwecke anerkannt, wenn die Ausfuhrbestätigung durch einen Vermerk 
(Dienststempelabdruck der Grenzzollstelle mit Datum) auf der Rückseite des Exemp-
lars Nr. 3 der Ausfuhranmeldung angebracht ist. 3Dieser Beleg muss im Fall des Aus-
fallkonzepts außerdem den Stempelabdruck „ECS/AES Notfallverfahren“ tragen, da 
im Ausfallkonzept stets alle anstelle einer elektronischen Ausfuhranmeldung verwen-
deten schriftlichen Ausfuhranmeldungen mit diesem Stempelabdruck versehen 
werden,

c) 1in Fällen, in denen die Ausfuhranmeldung nicht im elektronischen Ausfuhrverfahren 
erfolgt (bei Ausfuhren mit mündlicher oder konkludenter Anmeldung in Fällen von 
geringer wirtschaftlicher Bedeutung bzw. bei Ausfuhranmeldungen bis zu einem 
Warenwert von 1 000 €), wird auf andere Weise als mit dem Exemplar Nr. 3 der Aus-
fuhranmeldung (= Exemplar Nr. 3 des Einheitspapiers) der Ausgang der Ware über-
wacht. 2Wird hierfür ein handelsüblicher Beleg (z. B. Frachtbrief, Rechnung, Liefer-
schein) verwendet, wird er als Nachweis für Umsatzsteuerzwecke anerkannt, wenn die 
Ausfuhrbestätigung durch einen Vermerk (Dienststempelabdruck der Grenzzollstelle 
mit Datum) auf der Rückseite angebracht ist. 3In diesem Beleg müssen in jedem Fall 
Name und Anschrift des liefernden Unternehmers, die handelsübliche Bezeich-
nung und die Menge des ausgeführten Gegenstands, der Ort und der Tag der 
Ausfuhr sowie die Ausfuhrbestätigung der zuständigen Grenzzollstelle enthalten 
sein;

2. bei einer Ausfuhr im gVV oder im Versandverfahren mit Carnet TIR 
a) 1Ausfuhr nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a: durch das von der AfZSt übermittelte oder 

erstellte Dokument „Ausgangsvermerk“, wenn das EDV-gestützte Ausfuhrverfahren 
erst nach Eingang der Kontrollergebnisnachricht/des Rückscheins oder Trenn-
abschnitts im Versandverfahren (Beendigung des Versandverfahrens) durch die 
Abgangsstelle, die in diesen Fällen als AgZSt handelt, beendet wurde. 2Dies gilt nur, 
wenn das EDV-gestützte Ausfuhrverfahren von einer deutschen Abgangsstelle 
(AgZSt) beendet wurde, oder 

b) 1Ausfuhr nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b: durch eine Ausfuhrbestätigung der 
Abgangsstelle, die bei einer Ausfuhr im Versandverfahren (gVV oder Carnet TIR) 
nach Eingang der Kontrollergebnisnachricht erteilt wird, sofern das Versandverfahren 
EDV-gestützt eröffnet wurde. 2Bei einer Ausfuhr im Versandverfahren (gVV oder 
Carnet TIR), das nicht EDV-gestützt eröffnet wurde, wird die Ausfuhrbestätigung nach 
Eingang des Rückscheins (Exemplar Nr. 5 des Einheitspapiers im gVV) bzw. nach 
Eingang der Bescheinigung über die Beendigung im Carnet TIR (Trennabschnitt) 
erteilt, sofern sich aus letzterer die Ausfuhr ergibt. 

(2) 1Das gemeinschaftliche Versandverfahren dient der Erleichterung des innergemein-
schaftlichen Warenverkehrs und der Erleichterung des Warenverkehrs zwischen EU-Mit-
gliedstaaten und den Drittstaaten Andorra und San Marino, während das gemeinsame Ver-
sandverfahren den Warenverkehr zwischen EU-Mitgliedstaaten und den EFTA-Ländern 
(Island, Norwegen und Schweiz einschl. Liechtenstein) erleichtert. 2Beide Verfahren werden 
im Wesentlichen einheitlich abgewickelt. 3Bei Ausfuhren im Rahmen dieser Verfahren 
werden die Grenzzollstellen grundsätzlich nicht eingeschaltet. 4Die Waren sind der Abgangs-
stelle per Teilnehmernachricht (E_DEC_DAT/Versandanmeldung) oder Internetversand-
anmeldung über das System ATLAS-Versand anzumelden. 5Die Abgangsstelle überlässt – 
nach Prüfung der Anmeldung – die Waren in das gVV und händigt dem Hauptverpflichteten
ein Versandbegleitdokument (VBD) aus. 6Die Bestimmungsstelle leitet der Abgangsstelle 
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7Die Abgangsstelle schließt hierauf das Ausfuhrverfahren im Rahmen ihrer Eigenschaft 
als Ausgangszollstelle durch einen manuellen Datenabgleich ab. 8Bestehen auf Grund 
von Unstimmigkeiten in der Kontrollergebnisnachricht (oder Exemplar Nr. 5 des Ein-
heitspapiers im gVV bzw. Bescheinigung über die Beendigung im Carnet TIR (Trenn-
abschnitt)) der Bestimmungs(zoll)stelle Zweifel an der tatsächlich erfolgten Ausfuhr der 
Waren, kann der Ausfuhrnachweis für den entsprechenden Ausfuhrvorgang nur durch 
Alternativnachweise (z.B. Drittlandsverzollungsbeleg) geführt werden. 9Die Teilneh-
mernachricht, die Internetversandanmeldung oder das VBD sind in diesem Zusammen-
hang nicht als Ausfuhrnachweise geeignet. 

(3) 1Die Ausfuhrbestätigung der den Ausgang des Gegenstands aus dem Gemeinschafts-
gebiet überwachenden Grenzzollstelle oder der Abgangsstelle kann sich auf einem üblichen 
Geschäftsbeleg, z.B. Lieferschein, Rechnungsdurchschrift, Versandbegleitdokument oder der 
Ausfuhranmeldung (Exemplar Nr. 3 des Einheitspapiers) befinden. 2Es kann auch ein beson-
derer Beleg, der die Angaben des § 9 UStDV enthält, oder ein dem Geschäftsbeleg oder 
besonderen Beleg anzustempelnder Aufkleber verwendet werden. 

(4) 1Die deutschen Zollstellen wirken auf Antrag bei der Erteilung der Ausfuhrbestätigung
wie folgt mit: 
1. Mitwirkung der Grenzzollstelle außerhalb des EDV-gestützten Ausfuhrverfahrens 

1Die Grenzzollstelle prüft die Angaben in dem vom Antragsteller vorgelegten Beleg und 
bescheinigt auf Antrag den körperlichen Ausgang der Waren durch einen Vermerk. 2Der
Vermerk erfolgt durch einen Dienststempelabdruck, der den Namen der Zollstelle und das 
Datum enthält. 3Das entsprechend Artikel 793a Abs. 2 ZK-DVO behandelte Exemplar 
Nr. 3 des Einheitspapiers dient grundsätzlich nur als Nachweis der Beendigung des zoll-
rechtlichen Ausfuhrverfahrens. 4In den Fällen, in denen das Exemplar Nr. 3 durch die 
letzte Zollstelle oder – wenn die Waren im Eisenbahn-, Post-, Luft- oder Seeverkehr aus-
geführt werden –  durch die für den Ort der Übernahme der Ausfuhrsendung durch die 
Beförderungsgesellschaften bzw. Postdienste zuständige Ausgangszollstelle behandelt 
wird, kann das Exemplar Nr. 3 als Ausfuhrnachweis für Umsatzsteuerzwecke (Ausfuhr-
bestätigung der Grenzzollstelle im Sinne von § 9 UStDV) verwendet werden. 5Eines
gesonderten Antrags bedarf es nicht.

2. Mitwirkung der Abgangsstelle bei Ausfuhren im gVV oder im Versandverfahren mit 
Carnet TIR 
1Bei Ausfuhren im gVV oder im Versandverfahren mit Carnet TIR wird, wenn diese Ver-
fahren nicht bei einer Grenzzollstelle beginnen, die Ausfuhrbestätigung der Grenzzoll-
stelle ersetzt durch 
a) eine Ausgangsbestätigung der Ausfuhrzollstelle bei einer Ausfuhr im EDV-gestützten 

Ausfuhrverfahren mit einem in Deutschland erzeugten Dokument „Ausgangsvermerk“ 
(unter Beachtung von Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a), oder

b) eine Ausfuhrbestätigung (§ 9 Abs.  3 UStDV) der Abgangsstelle, die bei einer Ausfuhr 
im gVV nach Eingang der Kontrollergebnisnachricht/des Rückscheins oder Trennab-
schnitts erteilt wird (siehe unter Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b). 

2Die Ausfuhrbestätigung wird von der Abgangsstelle in den Fällen des Satzes 1 mit 
folgendem Vermerk erteilt: „Ausgeführt mit Versandanmeldung MRN/mit Carnet TIR 
VAB-Nr. ... vom ...“. 3Der Vermerk muss Ort, Datum, Unterschrift und Dienststempel-
abdruck enthalten. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten sinngemäß für im Rahmen des Ausfall-
konzepts für ATLAS-Versand erstellte Versandanmeldungen auf Basis des Einheits-
papiers (vgl. Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b Satz 2). 

2Die den Ausgang des Ausfuhrgegenstands aus dem Gemeinschaftsgebiet überwachenden 
Grenzzollstellen (Ausgangszollstellen) anderer EU-Mitgliedstaaten bescheinigen im Ausfall- 
und Sicherheitskonzept (siehe Abschnitt 6.2 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1) auf Antrag den körperlichen 
Ausgang der Waren ebenfalls durch einen Vermerk auf der Rückseite des Exemplars Nr. 3 der 
Ausfuhranmeldung (= Exemplar Nr. 3 des Einheitspapiers).  

(5)  Bei einer Werklieferung an einem beweglichen Gegenstand, z.B. bei dem Einbau eines 
Motors in ein Kraftfahrzeug, kann der Ausfuhrnachweis auch dann als erbracht angesehen 
werden, wenn die Grenzzollstelle oder Abgangsstelle die Ausfuhr des tatsächlich in das 
Drittlandsgebiet gelangten Gegenstands, z.B. des Kraftfahrzeugs, bestätigt und sich aus der 
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Stoffe mit dem ausgeführten Gegenstand in das Drittlandsgebiet gelangt sind.  

(6) 1Ist der Nachweis der Ausfuhr durch Belege mit einer Bestätigung der Grenzzollstelle 
oder der Abgangsstelle nicht möglich oder nicht zumutbar, z.B. bei der Ausfuhr von Gegen-
ständen im Reiseverkehr, durch die Kurier- und Poststelle des Auswärtigen Amts oder durch 
Transportmittel der Bundeswehr oder der Stationierungstruppen, kann der Unternehmer den 
Ausfuhrnachweis auch durch andere Belege führen. 2Als Ersatzbelege können insbesondere 
Bescheinigungen amtlicher Stellen der Bundesrepublik Deutschland anerkannt werden (bei 
der Ausfuhr von Kraftfahrzeugen siehe aber Abschnitt 6.9 Abs. 13). 3Grundsätzlich sind 
anzuerkennen: 
1. Bescheinigungen des Auswärtigen Amts einschließlich der diplomatischen oder konsula-

rischen Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland im Bestimmungsland; 
2. Bescheinigungen der Bundeswehr einschließlich ihrer im Drittlandsgebiet stationierten 

Truppeneinheiten;
3. Belege über die Verzollung oder Einfuhrbesteuerung durch außergemeinschaftliche Zoll-

stellen oder beglaubigte Abschriften davon, 
4. Transportbelege der Stationierungstruppen, z.B. Militärfrachtbriefe, und 
5. Abwicklungsscheine. 
4Nachweise in ausländischer Sprache können grundsätzlich nur in Verbindung mit einer 
amtlich anerkannten Übersetzung anerkannt werden. 5Bei Einfuhrverzollungsbelegen 
aus dem Drittlandsgebiet in englischer Sprache kann im Einzelfall auf eine amtliche 
Übersetzung verzichtet werden. 6Zahlungsnachweise oder Rechnungen (Artikel 796 da 
Nr. 4 Buchstabe b ZK-DVO) können grundsätzlich nicht als Nachweise anerkannt 
werden. 

(7) 1In Beförderungsfällen, bei denen der Unternehmer den Gegenstand der Lieferung in 
eine Freizone des Kontrolltyps I (Freihäfen Bremerhaven, Cuxhaven und Hamburg; vgl. 
Abschnitt 1.9 Abs. 1) befördert, ist die Beschaffung der Bestätigung bei den den Ausgang aus 
dem Gemeinschaftsgebiet überwachenden Zollämtern an der Freihafengrenze wegen der 
großen Anzahl der Beförderungsfälle nicht zumutbar. 2Als Ausfuhrnachweis kann deshalb ein 
Beleg anerkannt werden, der neben den in § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstaben a bis c UStDV
bezeichneten Angaben Folgendes enthält: 
1. einen Hinweis darauf, dass der Unternehmer den Gegenstand in eine Freizone des 

Kontrolltyps I befördert hat; 
2. eine Empfangsbestätigung des Abnehmers oder seines Beauftragten mit Datum, Unter-

schrift, Firmenstempel und Bezeichnung des Empfangsorts. 
3Als Belege kommen alle handelsüblichen Belege, insbesondere Lieferscheine, Kaiempfangs-
scheine oder Rechnungsdurchschriften, in Betracht. 4Soweit sie die erforderlichen Angaben 
nicht enthalten, sind sie entsprechend zu ergänzen oder mit Hinweisen auf andere Belege zu 
versehen, aus denen sich die notwendigen Angaben ergeben.“ 

4. Abschnitt 6.7 wird wie folgt gefasst: 

„6.7. Ausfuhrnachweis in Versendungsfällen 
(1)  In den Versendungsfällen (vgl. Abschnitt 3.12 Abs. 3) muss der Ausfuhrnachweis,

sofern die Ausfuhranmeldung im EDV-gestützten Ausfuhrverfahren (ATLAS-Ausfuhr) 
auf elektronischem Weg erfolgt, durch den „Ausgangsvermerk“ bzw. „Alternativ-Aus-
gangsvermerk“ geführt werden; Abschnitt 6.6 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a gilt entspre-
chend.

(1a) 1Bei allen anderen Ausfuhranmeldungen muss der Ausfuhrnachweis durch 
Versendungsbelege oder durch sonstige handelsübliche Belege geführt werden. 
2Versendungsbelege sind neben dem Eisenbahnfrachtbrief insbesondere der Luftfrachtbrief, 
der Einlieferungsschein für im Postverkehr beförderte Sendungen (vgl. auch 
Abschnitt 6.9 Abs. 5), das zur Auftragserteilung an einen Kurierdienst gefertigte Dokument 
(vgl. auch Abschnitt 6.9 Abs. 6), das Konnossement, der Ladeschein sowie deren Doppel-
stücke, wenn sich aus ihnen die grenzüberschreitende Warenbewegung ergibt. 3Zum Begriff 
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geschäfts anfallenden Geschäftspapiere, z.B. Rechnungen, Auftragsschreiben, Lieferscheine 
oder deren Durchschriften, Kopien und Abschriften von Versendungsbelegen, Spediteur-
Übernahmebescheinigungen, Frachtabrechnungen, sonstiger Schriftwechsel, können als Aus-
fuhrnachweis in Verbindung mit anderen Belegen anerkannt werden, wenn sich aus der 
Gesamtheit der Belege die Angaben nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UStDV eindeutig und 
leicht nachprüfbar ergeben. 5Unternehmer oder Abnehmer, denen Belege über die Ausfuhr 
eines Gegenstands, z.B. Versendungsbelege oder sonstige handelsübliche Belege, ausgestellt 
worden sind, obwohl sie diese für Zwecke des Ausfuhrnachweises nicht benötigen, können 
die Belege mit einem Übertragungsvermerk versehen und an den Unternehmer, der die Liefe-
rung bewirkt hat, zur Führung des Ausfuhrnachweises weiterleiten. 6Ist der Versendungs-
beleg ein Frachtbrief (z.B. CMR-Frachtbrief), muss dieser vom Absender als Auftrag-
geber des Frachtführers, also dem Versender des Liefergegenstands, unterzeichnet sein 
(beim CMR-Frachtbrief in Feld 22). 7Der Auftraggeber kann hierbei von einem Dritten 
vertreten werden (z.B. Lagerhalter); es reicht aus, dass die Berechtigung des Dritten, 
den Frachtbrief zu unterschreiben, glaubhaft gemacht wird (z.B. durch Vorliegen eines 
Lagervertrages). 8Beim Eisenbahnfrachtbrief kann die Unterschrift auch durch einen 
Stempelaufdruck oder einen maschinellen Bestätigungsvermerk ersetzt werden. 9Die
Unterschrift eines zur Besorgung des Warentransports eingeschalteten Dritten (z.B. ein 
Spediteur) ist nicht erforderlich. 

(2) 1Ist ein Spediteur, Frachtführer oder Verfrachter mit der Beförderung oder Versendung 
des Gegenstands in das Drittlandsgebiet beauftragt worden, soll der Unternehmer in den 
Fällen des Absatzes 1a die Ausfuhr durch eine Ausfuhrbescheinigung nach vorgeschrie-
benem Muster nachweisen. 2Die Bescheinigung muss vom Spediteur nicht eigenhändig unter-
schrieben worden sein, wenn die für den Spediteur zuständige Landesfinanzbehörde die Ver-
wendung des Unterschriftsstempels (Faksimile) oder einen Ausdruck des Namens der verant-
wortlichen Person genehmigt hat und auf der Bescheinigung auf die Genehmigungsverfügung 
der Landesfinanzbehörde unter Angabe von Datum und Aktenzeichen hingewiesen wird. 
3Anstelle der Ausfuhrbescheinigung des Spediteurs, Frachtführers oder Verfrachters kann der 
Unternehmer den Ausfuhrnachweis im Ausfall- und Sicherheitskonzept (siehe Abschnitt 6.2 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1) auch mit dem Exemplar Nr. 3 des Einheitspapiers führen, wenn diese mit 
einem Ausfuhrvermerk der Ausgangszollstelle versehen sind (vgl. Abschnitt 6.6 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 1 Sätze 3 bis 6).

(2a) 1Ist eine Ausfuhr elektronisch angemeldet worden und ist es dem Unternehmer 
nicht möglich oder nicht zumutbar, den Ausfuhrnachweis mit dem „Ausgangsvermerk“ 
oder dem „Alternativ-Ausgangsvermerk“ zu führen, kann der Unternehmer die Aus-
fuhr mit den in § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UStDV genannten Belegen nachweisen. 2In
diesen Fällen muss der Beleg zusätzlich zu den nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UStDV 
erforderlichen Angaben die Versendungsbezugsnummer der Ausfuhranmeldung nach 
Artikel 796c Satz 3 ZK-DVO (Movement Reference Number – MRN) enthalten. 3An den 
Nachweis des Unternehmers, dass ein Ausnahmefall im Sinne des § 10 Abs. 3 UStDV 
vorliegt, sind keine erhöhten Anforderungen zu stellen. 4Die Regelung in § 10 Abs. 3 
UStDV betrifft hauptsächlich diejenigen Fälle, in denen ein anderer als der liefernde 
Unternehmer die Ausfuhr elektronisch anmeldet; die Sätze 1 bis 3 gelten jedoch auch in 
den Fällen, in denen das Ausfuhrverfahren nach Ablauf von 150 Tagen zollrechtlich für 
ungültig erklärt worden ist, weil eine ordnungsgemäße Beendigung des Ausfuhrverfah-
rens nicht möglich war. 5Ein Beleg nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UStDV, der in den 
Fällen des § 10 Abs. 3 UStDV nicht die richtige MRN enthält, ist nicht als Ausfuhr-
nachweis anzuerkennen. 6Eine unrichtige MRN kann jedoch korrigiert werden. 

(3) 1Die Regelung in § 10 Abs. 4 UStDV betrifft hauptsächlich diejenigen Fälle, in denen 
der selbständige Beauftragte, z.B. der Spediteur mit Sitz im Drittlandsgebiet oder die Privat-
person, die in § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe ff UStDV vorgesehene 
Versicherung über die Nachprüfbarkeit seiner Angaben im Gemeinschaftsgebiet nicht 
abgeben kann. 2An den Nachweis des Unternehmers, dass ein Ausnahmefall im Sinne des 
§ 10 Abs. 4 UStDV vorliegt, sind keine erhöhten Anforderungen zu stellen.“ 

5. In Abschnitt 6.8 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 wird jeweils das Wort „soll“ durch das 
Wort „muss“ ersetzt. 

6. Abschnitt 6.9 wird wie folgt geändert: 
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 a) Die Zwischenüberschrift nach Absatz 10 wird wie folgt gefasst: 

„Aus fuh r  von  f ü r  d e n  S t r a ß e n v e r k e h r  zug e l a s s e n e n Fa h r z e u g e n “

 b) Absatz 11 wird wie folgt gefasst: 
„(11) 1In Fällen der Ausfuhr eines für den Straßenverkehr zugelassenen Fahr-
zeugs, gleich ob auf eigener Achse oder mit Hilfe eines Beförderungsmittels, gilt 
Abschnitt 6.6 Abs. 1 bzw. Abschnitt 6.7 entsprechend. 2Der Ausfuhrbeleg nach 
diesen Regelungen muss auch die Fahrzeug-Identifikationsnummer im Sinne des 
§ 6 Abs. 5 Nr. 5 Fahrzeug-Zulassungsverordnung enthalten. 3Der Ausfuhrnach-
weis muss in diesen Fällen zusätzlich mit einer Bescheinigung über die Zulassung, 
die Verzollung oder die Einfuhrbesteuerung des Fahrzeugs im Drittland geführt 
werden. 4Diesen Belegen muss eine amtliche Übersetzung in die deutsche Sprache 
beigefügt sein. 5Bei Einfuhrverzollungsbelegen aus dem Drittlandsgebiet in 
englischer Sprache kann im Einzelfall auf eine amtliche Übersetzung verzichtet 
werden. 6Die Sätze 2 bis 5 gelten nicht in Fällen, in denen das Fahrzeug mit einem 
Ausfuhrkennzeichen ausgeführt wird, wenn der Ausfuhrbeleg nach Abschnitt 6.6 
Abs. 1 bzw. Abschnitt 6.7 die Nummer des Ausfuhrkennzeichens enthält.“

 c) Absatz 12 wird gestrichen. 

7. Abschnitt 6.10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Sätze 1 und 3 werden jeweils die Worte „der UStDV“ durch die Worte „des
UStG“ ersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
„(4) 1Der Inhalt und der Umfang des buchmäßigen Nachweises sind in Form von 
Mussvorschriften geregelt (§ 13 Abs. 2 bis 7 UStDV). 2Der Unternehmer kann den 
Nachweis aber in besonders begründeten Einzelfällen auch in anderer Weise führen. 
3Er muss jedoch in jedem Fall die Grundsätze des § 13 Abs. 1 UStDV beachten.“ 

c) In Absatz 5 wird folgender neuer Satz 4 angefügt: 
„4Die Aufzeichnung der Fahrzeug-Identifikationsnummer bei der Lieferung eines 
Fahrzeugs im Sinne des § 1b Abs. 2 UStG nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 UStDV und die 
Aufzeichnung der Movement Reference Number (MRN) nach § 13 Abs. 2 Nr. 7 
UStDV sind unerlässlich.“

d) In Absatz 6 Sätze 1 und 5 wird jeweils das Wort „soll“ durch das Wort „muss“ ersetzt. 

e) In Absatz 7 (Einleitungssatz) wird das Wort „soll“ durch das Wort „muss“ ersetzt und 
am Ende der Klammerzusatz wie folgt gefasst: „(§ 13 Abs. 6 UStDV)“.

8. Abschnitt 6.11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „soll“ durch das Wort „muss“ ersetzt und am Ende der 
Klammerzusatz wie folgt gefasst: „(§ 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UStDV, Abschnitt 6.6 
Abs. 3)“. 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „soll“ durch das Wort „muss“ ersetzt. 

c) In Absatz 7 Satz 1 werden nach dem Wort „vorgelegten“ die Worte „Pass oder 
sonstigen“ eingefügt. 
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9. In Abschnitt 7.3 Abs. 2 Einleitungssatz werden das Wort „soll“ durch das Wort „muss“
ersetzt und das Wort „regelmäßig“ gestrichen. 

II. Anwendungsregelung 

Die Grundsätze dieser Regelung sind auf nach dem 31. Dezember 2011 ausgeführte Umsätze 

anzuwenden. Auf die Übergangsregelung im BMF-Schreiben vom 9. Dezember 2011  

- IV D 3 - S 7141/11/10003 (2011/0995084), BStBl I S. 1287, wird hingewiesen. 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht und steht ab sofort für eine 

Übergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen 

(http://www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Wirtschaft und Verwaltung -

 Steuern - Veröffentlichungen zu Steuerarten - Umsatzsteuer - Umsatzsteuer-Anwendungs-

erlass zum Herunterladen bereit. 

Im Auftrag 


